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Beschlussvorschlag der Verwaltung: 

Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt dem Gemeinderat folgenden Beschluss: 

1. Der Gemeinderat stimmt dem neu gefassten Konsortialvertrag zwischen den Städ-
ten Mannheim, Heidelberg und Ludwigshafen zu. 

2. Der Gemeinderat stimmt der beigefügten Betrauung zu. 

3. Der Gemeinderat ermächtigt den Vertreter der Stadt Heidelberg in den Gremien 
der Stadtwerke Heidelberg GmbH (SWH), Heidelberger Straßen- und Bergbahn 
GmbH (HSB) sowie der Rhein-Neckar-Verkehr GmbH (rnv) -vorbehaltlich der steu-
erlichen Klärung- die notwendigen Beschlüsse gesellschaftsrechtlich umzusetzen. 

Insbesondere ermächtigt der Gemeinderat den Vertreter der Stadt Heidelberg in 
der Gesellschafterversammlung der SWH das Stimmrecht der Stadt Heidelberg 
dahingehend auszuüben, die Geschäftsführung der SWH anzuweisen, die Best-
immungen der Betrauung umzusetzen und in der Gesellschafterversammlung der 
HSB das Stimmrecht der HSB dahingehend auszuüben, die Geschäftsführung der 
HSB anzuweisen, die Betrauung umzusetzen. 

Außerdem ermächtigt der Gemeinderat den Vertreter der Stadt Heidelberg in den 
Gesellschafterversammlungen von HSB und rnv des Weiteren, das Stimmrecht der 
Stadt Heidelberg dahingehend auszuüben, die Geschäftsführungen von HSB be-
ziehungsweise rnv jeweils anzuweisen, die Bestimmungen der Betrauung umzu-
setzen. 

4. Der Gemeinderat ermächtigt die Verwaltung, Änderungen an der Betrauung vorzu-
sehen, die gegebenenfalls aus beihilfenrechtlichen, steuerlichen oder sonstigen 
rechtlichen Gründen erforderlich sind, sofern der wirtschaftliche Gehalt der Betrau-
ung nicht berührt wird. 

 

Finanzielle Auswirkungen: 

Jährlicher Ausgleich über die Finanzierungsvereinbarung zwischen der Stadt und dem 
Stadtwerkekonzern in Höhe der Planverluste rnv und Bereitstellung durch den städti-
schen Haushalt vorbehaltlich der jeweiligen Mittelbereitstellung. 

 

Zusammenfassung der Begründung:   

Grundlage der Zusammenarbeit der drei Städte Mannheim, Ludwigshafen und Heidel-
berg in der rnv sind der Konsortialvertrag und darauf aufbauend die jeweiligen weitestge-
hend gleichen Betrauungsvereinbarungen zwischen den Städten und der rnv auf Grund-
lage der Verordnung (EG) Nummer 1370/2007. Die Betrauungsvereinbarung läuft zum 
30.09.2024 aus und soll um weitere 22,5 Jahre bis zum 31.03.2047 verlängert werden. 
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Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses vom 10.04.2019 

Ergebnis der nicht öffentlichen Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses vom 10.04.2019 

1.1 Eigenbetrieb Städtische Beteiligungen 
Rhein-Neckar-Verkehr GmbH (rnv) 
- Neuvergabe der Betrauung und Konsortialvertrag 
Beschlussvorlage 0122/2019/BV  

Stadträtin Marggraf geht auf das als Tischvorlage verteilte Schreiben der Stadtwerke 
Heidelberg GmbH (Anlage 03 zur Drucksache 0122/2019/BV) ein, in dem es um eine 
Verlängerung der bestehenden Finanzierungsvereinbarung zum Verlustausgleich des Öf-
fentlichen Personen-Nah-Verkehrs (ÖPNV) gehe. Sie hätte hierzu gerne eine Stellung-
nahme der Verwaltung. 

Bürgermeister Heiß informiert, die Verwaltung schlage diesbezüglich folgende Ergän-
zung der Beschlussempfehlung vor: 

Die Verwaltung wird damit beauftragt, auf Basis der bisherigen Finanzierungsregelungen 
im Gesellschaftsvertrag der Stadtwerke Heidelberg GmbH, für den neuen Betrauungs-
zeitraum eine ausreichende Finanzierung des Stadtwerke-Konzerns sicher zu stellen. 

Im Anschluss beantwortet Herr Dr. Winnes als Vertreter der Verkehrsverbund Rhein-
Neckar GmbH Nachfragen / Detailfragen der Stadträtinnen und Stadträte. 

Nach Abschluss der Aussprache stellt Oberbürgermeister Prof. Dr. Würzner den Be-
schlussvorschlag der Verwaltung mit der von Bürgermeister Heiß vorgetragenen Ergän-
zung zur Abstimmung. 

Beschlussvorschlag des Haupt- und Finanzausschusses (Ergänzung fett darge-
stellt): 

Der Haupt- und Finanzausschuss empfiehlt dem Gemeinderat folgenden Beschluss: 

1. Der Gemeinderat stimmt dem neu gefassten Konsortialvertrag zwischen den Städ-
ten Mannheim, Heidelberg und Ludwigshafen zu. 

2. Der Gemeinderat stimmt der beigefügten Betrauung zu. 

3. Der Gemeinderat ermächtigt den Vertreter der Stadt Heidelberg in den Gremien 
der Stadtwerke Heidelberg GmbH (SWH), Heidelberger Straßen- und Bergbahn 
GmbH (HSB) sowie der Rhein-Neckar-Verkehr GmbH (rnv) -vorbehaltlich der steu-
erlichen Klärung- die notwendigen Beschlüsse gesellschaftsrechtlich umzusetzen. 

Insbesondere ermächtigt der Gemeinderat den Vertreter der Stadt Heidelberg in 
der Gesellschafterversammlung der SWH das Stimmrecht der Stadt Heidelberg 
dahingehend auszuüben, die Geschäftsführung der SWH anzuweisen, die Best-
immungen der Betrauung umzusetzen und in der Gesellschafterversammlung der 
HSB das Stimmrecht der HSB dahingehend auszuüben, die Geschäftsführung der 
HSB anzuweisen, die Betrauung umzusetzen. 



 

Drucksache:  

0 1 2 2 / 2 0 1 9 / B V  . . .  
00294510.doc 

 
 

- 2.3 - 

Außerdem ermächtigt der Gemeinderat den Vertreter der Stadt Heidelberg in den 
Gesellschafterversammlungen von HSB und rnv des Weiteren, das Stimmrecht der 
Stadt Heidelberg dahingehend auszuüben, die Geschäftsführungen von HSB be-
ziehungsweise rnv jeweils anzuweisen, die Bestimmungen der Betrauung umzu-
setzen. 

4. Der Gemeinderat ermächtigt die Verwaltung, Änderungen an der Betrauung vorzu-
sehen, die gegebenenfalls aus beihilfenrechtlichen, steuerlichen oder sonstigen 
rechtlichen Gründen erforderlich sind, sofern der wirtschaftliche Gehalt der Betrau-
ung nicht berührt wird. 

5. Die Verwaltung wird damit beauftragt, auf Basis der bisherigen Finanzie-
rungsregelungen im Gesellschaftsvertrag der Stadtwerke Heidelberg GmbH, 
für den neuen Betrauungszeitraum eine ausreichende Finanzierung des 
Stadtwerke-Konzerns sicher zu stellen. 

gezeichnet 
Prof. Dr. Eckart Würzner 
Oberbürgermeister 

 

Ergebnis: einstimmige Zustimmung zur Beschlussempfehlung mit Ergän-
zung 
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Sitzung des Gemeinderates vom 09.05.2019 

Ergebnis der öffentlichen Sitzung des Gemeinderates vom 09.05.2019 

22 Eigenbetrieb Städtische Beteiligungen 
Rhein-Neckar-Verkehr GmbH (rnv) 
- Neuvergabe der Betrauung und Konsortialvertrag 
Beschlussvorlage 0122/2019/BV  

Oberbürgermeister Prof. Dr. Würzner weist auf das Beratungsergebnis aus der Sitzung 
des Haupt- und Finanzausschusses vom 10.04.2019 und die dort ergänzte Beschluss-
empfehlung hin. 

Weiter informiert er, dass vergessen worden sei, im Konsortialvertrag bei § 6, Absatz 2 
festzuhalten, dass der Betriebsratsvorsitzende ebenfalls Mitglied im Strategiebeirat sein 
werde. Er bittet, dies zur Kenntnis zu nehmen und bei der Beschlussfassung entspre-
chend zu berücksichtigen. 

Da es von Seiten des Gemeinderates keinen Aussprachebedarf gibt, stellt Oberbürger-
meister Prof. Dr. Würzner die ergänzte Beschlussempfehlung zur Abstimmung. 

Beschluss des Gemeinderates (Ergänzungen fett dargestellt): 

1. Der Gemeinderat stimmt dem neu gefassten Konsortialvertrag zwischen den Städ-
ten Mannheim, Heidelberg und Ludwigshafen mit folgender Ergänzung bei § 6, 
Absatz 2 zu: Der Betriebsbeiratsvorsitzende wird ebenfalls Mitglied des Stra-
tegiebeirates sein. 

2. Der Gemeinderat stimmt der beigefügten Betrauung zu. 

3. Der Gemeinderat ermächtigt den Vertreter der Stadt Heidelberg in den Gremien 
der Stadtwerke Heidelberg GmbH (SWH), Heidelberger Straßen- und Bergbahn 
GmbH (HSB) sowie der Rhein-Neckar-Verkehr GmbH (rnv) -vorbehaltlich der steu-
erlichen Klärung- die notwendigen Beschlüsse gesellschaftsrechtlich umzusetzen. 

Insbesondere ermächtigt der Gemeinderat den Vertreter der Stadt Heidelberg in 
der Gesellschafterversammlung der SWH das Stimmrecht der Stadt Heidelberg 
dahingehend auszuüben, die Geschäftsführung der SWH anzuweisen, die Best-
immungen der Betrauung umzusetzen und in der Gesellschafterversammlung der 
HSB das Stimmrecht der HSB dahingehend auszuüben, die Geschäftsführung der 
HSB anzuweisen, die Betrauung umzusetzen. 

Außerdem ermächtigt der Gemeinderat den Vertreter der Stadt Heidelberg in den 
Gesellschafterversammlungen von HSB und rnv des Weiteren, das Stimmrecht der 
Stadt Heidelberg dahingehend auszuüben, die Geschäftsführungen von HSB be-
ziehungsweise rnv jeweils anzuweisen, die Bestimmungen der Betrauung umzu-
setzen. 
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4. Der Gemeinderat ermächtigt die Verwaltung, Änderungen an der Betrauung vorzu-
sehen, die gegebenenfalls aus beihilfenrechtlichen, steuerlichen oder sonstigen 
rechtlichen Gründen erforderlich sind, sofern der wirtschaftliche Gehalt der Betrau-
ung nicht berührt wird. 

5. Die Verwaltung wird damit beauftragt, auf Basis der bisherigen Finanzie-
rungsregelungen im Gesellschaftsvertrag der Stadtwerke Heidelberg GmbH, 
für den neuen Betrauungszeitraum eine ausreichende Finanzierung des 
Stadtwerke-Konzerns sicher zu stellen. 

gezeichnet 
Prof. Dr. Eckart Würzner 
Oberbürgermeister 

 

Ergebnis: beschlossen mit Ergänzung 
Enthaltung 1   
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Begründung:  

I. Ausgangslage 
Seit 01.03.2005 erbringt die Rhein-Neckar-Verkehr GmbH (rnv) als gemeinsame kommunale Ge-
sellschaft den öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) im Stadtverkehr in Heidelberg, Mannheim 
und Ludwigshafen. Diese Gründung eines gemeinsamen Verkehrsunternehmens ist ein Beispiel für 
die erfolgreiche Zusammenarbeit der Kommunen in der Metropolregion Rhein-Neckar. So war der 
Zusammenschluss zur rnv die konsequente Antwort auf die zunehmenden Finanzierungsprobleme 
des ÖPNV und des sich abzeichnenden Wettbewerbsdrucks in der Branche. Die gemeinsame Ge-
sellschaft bietet dabei Vorteile in Bezug auf eine gemeinsame Ressourcenvorhaltung und einheitli-
che Systeme, zum Beispiel bei den Straßenbahnen, den Leitsystemen, dem Vertrieb sowie durch ihr 
Gewicht bei der Einnahmeaufteilung der Verkehrsverbundeinnahmen. Im gemeinsamen Betrieb 
konnte erheblich flexibler als in der Vergangenheit auf die veränderten Anforderungen der Fahrgäs-
te reagiert werden, insbesondere gilt dies für die Herausforderungen der Digitalisierung: vom rech-
nergesteuerten Betriebsleitsystem mit der Ermöglichung flächendeckender Echtzeitinformationen 
über die Einführung des eTarifes bis hin zum Automatischen Fahrgastzählsystem hat die rnv in kür-
zester Zeit eine Vorreiterrolle eingenommen. 

Grundlage der Zusammenarbeit der drei Städte in der rnv sind der Konsortialvertrag und darauf auf-
bauend die jeweiligen weitestgehend gleichen Betrauungen zwischen den Städten und der rnv auf 
Grundlage der Verordnung (EG) Nummer 1370/2007 (VO 1370) (siehe hierzu auch die Drucksache 
0350/2009/BV). 

Zum 30.09.2024 laufen die aktuellen Betrauungen sowie die hierauf aufbauenden Liniengenehmi-
gungen nach dem Personenbeförderungsgesetz (PBefG) turnusgemäß aus. Die drei Gemeinderäte 
haben daher bereits im Dezember 2017 (Drucksache 0381/2017/BV) beschlossen, die Neuvergabe 
der Betrauungen an die rnv für die maximal mögliche Laufzeit von 22,5 Jahren ab dem 01.10.2024 
bis zum 31.03.2047 im EU-Amtsblatt gemäß Artikel 7 Absatz 2 VO 1370 in Verbindung mit § 8a Ab-
satz 2 PBefG anzukündigen. Die Veröffentlichung ist im Europäischen Amtsblatt am 21.12.2017 
erfolgt. 

Hintergrund der frühzeitigen Vorabbekanntmachung mit angestrebter Neubetrauung ist die durch die 
Finanzierungsgeber geforderte Absicherung der aktuellen Bahnbeschaffung „rnv 2020“. Ebenso 
wird damit die dauerhafte Sicherung der bestehenden Arbeitsplätze bei der rnv sowie den überlas-
senen Arbeitskräften der Altverkehrsunternehmen gewährleistet. 

Auf den Aufruf in der Vorveröffentlichung hin wurden erwartungsgemäß keine eigenwirtschaftlichen 
Genehmigungsanträge innerhalb der hierfür vorgesehenen Dreimonatsfrist gestellt. Mit dem nun 
erfolgten Ablauf der Jahresfrist gemäß Artikel 7 Absatz 2 VO 1370 kann daher nunmehr die Neu-
betrauung durch den Beschluss des Gemeinderates zum Abschluss gebracht werden. 
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II. rechtliche Grundlage der Direktvergabe an die rnv 
Zur Inanspruchnahme der Möglichkeit der Direktvergabe an die rnv ist es erforderlich, dass die Vo-
raussetzungen einer Direktvergabe an einen internen Betreiber gemäß Artikel 5 Absatz 2 VO 1370 
vorliegen. 

Die wesentlichen Kriterien für eine Direktvergabe sind demnach: 

1. Erfüllung des Gebietskriteriums 

2. Erfüllung der Eigenerbringungsquote 

3. Erfüllung des Kontrollkriteriums 

1. Gebietskriterium 

Nach der Gebietsklausel hat der interne Betreiber und jede andere Einheit, auf die dieser Betreiber 
auch nur einen geringfügigen Einfluss ausübt, seine öffentlichen Personenverkehrsdienste innerhalb 
des Zuständigkeitsgebiets der zuständigen örtlichen Behörde auszuführen – ungeachtet abgehen-
der Linien oder sonstiger Teildienste, die in das Zuständigkeitsgebiet benachbarter zuständiger örtli-
cher Behörden führen. 

Die rnv erbringt keine Verkehrsleistungen, die Gegenstand eines Wettbewerbsverfahrens außerhalb 
des Zuständigkeitsgebiets der sie beherrschenden örtlich zuständigen Behörden (Heidelberg, Lud-
wigshafen und Mannheim) waren. Grenzüberschreitende Linienangebote in die Nachbargemeinden 
und die Eisenbahnverkehre der Linie 5 (ehemals OEG) und der Linie 4 (Rhein-Haardt-Bahn) werden 
von den zuständigen Behörden auf Grundlage der EU-Verordnung separat direkt betraut oder liegen 
aufgrund öffentlicher-rechtlicher Vereinbarungen mit den Nachbarkommunen qua Aufgabenübertra-
gung ebenfalls in der Aufgabenträgerschaft der Städte. Damit ist das Gebietskriterium erfüllt. 

2. Eigenerbringungsquote 

Nach der Subunternehmerklausel ist bei einer Direktbeauftragung der interne Betreiber verpflichtet, 
den überwiegenden Teil (mindestens 50 %) des öffentlichen Personenverkehrsdienstes selbst zu 
erbringen. Dies wird durch eine Verpflichtung in der Betrauung sichergestellt.  

3. Kontrollkriterium 

Die drei Städte müssen die rnv wie eine eigene Dienststelle beherrschen. 
Dieses Kontrollkriterium wird durch die Konsortialvereinbarung, den Gesellschaftsvertrag der rnv 
und die direkte Beteiligung der Städte an der rnv sichergestellt. Die rnv ist grundsätzlich nur „Um-
setzungsinstrument“ für die Entscheidungen des Aufgabenträgers, also der Stadt. Hieraus folgt, 
dass die wesentlichen Entscheidungen zur Angebotsausgestaltung und Qualität des Angebots bei 
der Stadt liegen müssen. Hauptinstrumente der Stadt zur Vorgabe dieser Prämissen ist der Nahver-
kehrsplan und die Gremien der rnv. 

In der Gesellschafterversammlung der rnv hat die Stadt der rnv die wesentlichen Planungsvorgaben 
zu machen (Finanzierungsbedarf des nächsten Jahres, Bauvorhaben und Investitionen, Änderun-
gen in Angebot und Qualität der Verkehrsleistungen). Die rnv hat die Vorgaben in ihrer Planung zu 
beachten und den Plan zur Genehmigung vorzulegen. 
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An die Stadt erfolgt sowohl das Berichtswesen der rnv über die Verkehrsleistungen (Stadt als Auf-
gabenträger), als auch das betriebswirtschaftliche Berichtswesen der rnv (Stadt als Anteilseigner). 
Die Anforderungen an die Berichte sind zwischen den Städten abzustimmen und von der rnv umzu-
setzen. 

Die Stadt kann als Aufgabenträger von der rnv mit einem angemessenen Vorlauf Leistungsanpas-
sungen in jeder Größe verlangen. Die Auswirkungen der Leistungsanpassungen sind von der rnv 
darzustellen.  

III. Änderungen an den bisherigen Vertragstexten 
Grundsätzlich gilt, dass das gesamte rnv-Vertragswerk so weit wie möglich beibehalten werden soll, 
um das derzeitig praktizierte Finanzierungsverfahren, zu dem eine verbindliche Auskunft des Fi-
nanzamtes vorliegt, nicht zu gefährden. Um hier abschließend auch in steuerlicher Hinsicht Rechts-
sicherheit zu erhalten, ist jedoch geplant, auf Grundlage des neuen Betrauungstextes eine neue 
verbindliche Auskunft der Finanzverwaltung einzuholen (siehe auch unter V.). 

Aufgrund verschiedener Veränderungen in den gesetzlichen und wirtschaftlichen Rahmenbedingun-
gen (Kommunalisierung der Ausgleichsleistungen nach § 45a PBefG in Baden-Württemberg, Neu-
organisation des Verkehrsverbund Rhein-Neckar (VRN), veränderte Anforderungen der Kreditinsti-
tute, Tariftreuegesetze der Länder) mussten gleichwohl der Konsortialvertrag sowie die Betrauung 
geringfügig angepasst werden. Im Folgenden werden die wesentlichen Änderungen dargestellt: 

1. Betrauung 

Die Versorgungserträge reichen mittlerweile in allen drei Städten nicht mehr aus, um die gemein-
wirtschaftlichen Verpflichtungen im ÖPNV vollständig auszugleichen. Außerdem sinkt kontinuierlich 
infolge des altersbedingten Abbaus des Altpersonals das finanzielle Volumen der Personalüberlas-
sung, sodass nicht mehr das vollständige Defizit der Linienbündel über die Absenkung der Überlas-
sungsentgelte auf die Ebene der Altverkehrsgesellschaften transferiert werden kann. Deshalb wur-
den die Möglichkeiten zur mittelbaren und unmittelbaren Kofinanzierung aus den städtischen Haus-
halten in den Betrauungen präzisiert und flexibilisiert. Damit stehen den Städten und Konzerngesell-
schaften künftig alle beihilferechtlich zulässigen Finanzierungsoptionen gleichwertig zur Verfügung. 

Die Regelungen zur Zu- und Abbestellung von Verkehrsleistungen wurden deutlich vereinfacht und 
an die tatsächliche Praxis angepasst. Durch den Verzicht auf bisher geregelte fixe Fristen und Zu-
bestellvolumina werden die städtische Gestaltungsmöglichkeiten deutlich gestärkt. Der Verweis auf 
den jeweils gültigen Nahverkehrsplan ist dynamisch ausgestaltet. Ruftaxiverkehre wurden explizit 
aufgenommen. 

Der Umgang sowie die Informationspflichten bei Betriebsstörungen durch die rnv wurde konkreti-
siert. 

Die rnv wird aufgrund landesgesetzlicher Vorgaben erstmalig auf die Einhaltung der Tariftreue ver-
pflichtet. Dies wird jedoch nur im Bereich der Subunternehmerleistungen zu Veränderungen führen, 
da das Tarifvertragswerk der rnv in den beiden Tariftreuegesetzen der Länder als repräsentativ ein-
gestuft wurde und damit problemlos fortgeführt werden kann. 

Aus beilhilfe- und vergaberechtlichen Gründen sind alle in den jeweiligen Städten in der ÖPNV-
Finanzierung beteiligten Konzerngesellschaften mit in die Betrauung aufzunehmen. 
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Die Vorgaben zur verordnungskonformen Abrechnung der Verkehre werden in einer neuen Anlage 
(Anlage 06) konkret beschrieben. 

2. Konsortialvertrag zwischen den Gesellschaftern 

Die Laufzeit- und Kündigungsregelungen des Konsortialvertrages wurden an die sich aus der VO 
1370 und dem seit 2013 novellierten PBefG ergebenden neuen zeitlichen Abläufe für die Neuverga-
be öffentlicher Dienstleistungsaufträge angepasst. Somit ist nunmehr eine Kündigung 8 Jahre vor 
Ablauf des Vertrages notwendig, sofern eine der drei Städte nach dem Ablauf der Betrauung aus 
dem gemeinsamen Unternehmen austeigen möchte. 

Da die Mitarbeiterzahl der rnv mittlerweile dauerhaft über 2000 Mitarbeiter liegt, musste im Auf-
sichtsrat die paritätische Mitbestimmung eingeführt werden. Dadurch gingen Sitze für die Vertreter 
der Gemeinderäte verloren und der Informationsfluss zwischen rnv und den gewählten Gremienver-
tretern hat gelitten. Um dem entgegenzuwirken ist im neuen Konsortialvertrag ein neuer Strategie-
beirat vorgesehen. Diesem gehören je fünf Vertreter der drei Gemeinderäte, die drei Dezernenten 
sowie Vertreter aller beteiligten Konzerngesellschaften sowie die Arbeitseben der Verwaltung an. Im 
Strategiebeirat sollen alle politisch relevanten Themen der ÖPNV-Entwicklung gemeinsam bespro-
chen und beraten werden, um sicherzustellen, dass alle Ebenen in den drei Städten im ÖPNV ge-
meinsam an einem Strang ziehen und die maßgeblichen politischen Akteure alle nötigen Informatio-
nen über den gemeinsamen ÖPNV-Betriebes besitzen. Ziel ist es, dass im Strategiebeirat die 
ÖPNV-Entscheidungsträger aus den großen Fraktionen, der Verwaltung sowie den Konzerngesell-
schaften gemeinsam die Nahverkehrspolitik in den drei Städten diskutieren und aufeinander ab-
stimmen können. 

Die Konkretisierung der Remanenzkosten und deren Tragung im Falle einer Nichtfortführung der 
Direktvergabe beziehungsweise Reduzierung der angefragten Verkehrsleistungen erfolgt ebenfalls 
im Rahmen der Vertragsänderung. 

IV. Weisung an die Geschäftsführungen der rnv, SWH und HSB 
Die HSB hat in den Gesellschafterversammlungen der rnv seit 2009 keine Stimmrechte, muss je-
doch die finanziellen Auswirkungen die sich aus diesen Beschlüssen ergeben, in ihren Wirtschafts-
plänen tragen. Auch die anderen Gesellschaften sollen durch Gesellschafterweisungen angewiesen 
werden, die Bestimmungen der Betrauung einzuhalten. Aus diesem Grund wurde der Beschluss-
punkt 3., welcher die Ermächtigung zur Erteilung der entsprechenden Weisungen an die Geschäfts-
führungen von rnv, HSB und SWH enthält, aufgenommen. 

V. Ermächtigung der Verwaltung zu weiteren Änderungen 
Zwar ist der derzeitige Betrauungstext durch eine verbindliche Auskunft der Finanzverwaltung abge-
sichert. Um hier abschließend auch in steuerlicher Hinsicht Rechtssicherheit zu erhalten, ist jedoch 
geplant, auf Grundlage des neuen Betrauungstextes eine neue verbindliche Auskunft der Finanz-
verwaltung bis 2024 einzuholen. 

Hierbei kann selbstverständlich auf die bereits bestehende verbindliche Auskunft verwiesen werden 
und argumentiert werden, dass die Betrauung weitgehend gleichgeblieben ist. Möglicherweise ergibt 
sich aus einer Abstimmung mit der Finanzverwaltung jedoch noch Änderungsbedarf in Bezug auf 
einzelne Formulierungen der Betrauung. 
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Für diesen Fall und für den Fall anderer rechtlicher Entwicklungen, die Änderungen an der Betrau-
ung erforderlich machen, soll vorgesehen werden, dass die Verwaltung ermächtigt wird, Änderun-
gen an der Betrauung vorzunehmen. Zur Wahrung der Kompetenzen des Gemeinderats soll dies 
jedoch nur für solche Änderungen gelten, die den wirtschaftlichen Gehalt der Betrauung nicht berüh-
ren. 

Prüfung der Nachhaltigkeit der Maßnahme in Bezug auf die Ziele des Stadtentwick-
lungsplanes / der Lokalen Agenda Heidelberg  

1. Betroffene Ziele des Stadtentwicklungsplanes   
 
Nummer/n: 
(Codierung)  

+ / - 
berührt: 

Ziel/e: 

QU1 + Solide Haushaltswirtschaft 
  Begründung: 

  
Nutzung von umfassenden Synergien aufgrund einer gemeinsamen Orga-
nisation dreier Aufgabenträger 

  Ziel/e: 

MO1 + Umwelt-,stadt- und sozialverträglichen Verkehr fördern  
  Begründung: 

  
Wir durch die gemeinsame Organisation rnv und deren Einbindung verfolgt 
und umgesetzt 

  Ziel/e: 

MO4 + Ausbau und Verbesserung der vorhandenen Verkehrsinfrastruktur  

  

Begründung: 

Wir durch die gemeinsame Organisation rnv und deren Einbindung verfolgt 
und umgesetzt (siehe zum Beispiel Mobilitätsnetz) 

 

2. Kritische Abwägung / Erläuterungen zu Zielkonflikten: 
 
Keine 
 

gezeichnet 
Hans-Jürgen Heiß 
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Anlagen zur Drucksache:  

Nummer: Bezeichnung  

01 Konsortialvertrag 
(VERTRAULICH – Nur zur Beratung in den Gremien!) 

02 Betrauungsvereinbarung 
(VERTRAULICH – Nur zur Beratung in den Gremien!) 

02.1 1. Anlage zur Betrauungsvereinbarung: 
Liste der Genehmigungen und Liniennetzplan 

(VERTRAULICH – Nur zur Beratung in den Gremien!) 

02.2 2. Anlage zur Betrauungsvereinbarung: 
Ortsfeste Infrastruktur – a. Betriebshofvertrag, b. Infrastrukturvertrag, c. Ergän-
zungsvertrag zum Infrastrukturvertrag 

Nur digital verfügbar! 
(VERTRAULICH – Nur zur Beratung in den Gremien!) 

02.3 3. Anlage zur Betrauungsvereinbarung: 
Straßenbenutzungsvertrag der Stadt Heidelberg 

Nur digital verfügbar! 
(VERTRAULICH – Nur zur Beratung in den Gremien!) 

02.4 4. Anlage zur Betrauungsvereinbarung: 
Nahverkehrsplan der Stadt Heidelberg 

Nur digital verfügbar! 
(VERTRAULICH – Nur zur Beratung in den Gremien!) 

02.5 5. Anlage zur Betrauungsvereinbarung: 
Anreizregelung zur Qualität entsprechend der EU-Verordnung 1370/2007 

(VERTRAULICH – Nur zur Beratung in den Gremien!) 

02.6 6. Anlage zur Betrauungsvereinbarung: 
Abrechnung der Betrauung 

(VERTRAULICH – Nur zur Beratung in den Gremien!) 
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